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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 

(16. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes über weitere Maßnahmen 
auf dem Gebiet des Hypotheken- und Sdiiffsbankrechts 
sowie über Ausnahmen von § 247 Abs. 1 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs 

- Drucksadle 195 - 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Welskop 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — ■ Drucksache 195 — mit den aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Änderungen, im übrigen 
unverändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 10. Februar 1954 


Der Ausschuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht 

Hoogen Dr. Welskop 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei Gebr. Sdieur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Zusammenstellu n g 


des Entwurfs eines Gesetzes über weitere Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Hypotheken- und Schiffsbankrechts sowie über Ausnahmen von § 247 Abs. 1 

des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
- Drucksache 195 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsredit 

(16. Ausschuß) 


E n i w u 1* i 


§ 2 

(1) Der Betrag, bis zu dem Elypotheken- 
banken und Sdiiffspfandbriefbanken Hypo- 
thekenpfandbriefe und Schiffspfandbriefe 
ausgeben sowie Darlehen nach § 5 Abs. 1 
Nr. 7 des Hypothekenbankges itzes in Ver- 
bindung mit § 19 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Landwirtschaftliche Rentenbank in der 
Fassung vom 14. September 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1330) und nach § 1 des Ge- 
setzes über eine vorübergehende Erweite- 
rung der Geschäfte der Hypotheken- und 
Schiffspfandbriefbanken vom 5. August 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 353) aufnehmen 
dürfen, bestimmt sich bis zum 31. Dezember 
1956 nach den Vorsdiriften der Absätze 2 
und 3. 

(2) In § 7 des Hypothekenbankgesetzes 
und in § 7 des Sdiiffsbankgesetzes tritt für 
das bis zum /. Oktober 1953 eingezahlte 
Grundkapital und den an diesem Tage vor- 
handenen Reservefonds an Stelle des zwan- 
zigfachen der dreißigfache, in § 46 Abs. 2 
des Hypothekenbankgesetzes an Stelle des 
fünfzehnfachen der zwciundzwanzigeinhalb- 
fache Betrag. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§2 

(1) unverändert 


(2) ln § 7 des Hypothekenbankgesetzes 
und in § 7 des Sdiiffsbankgesetzes tritt für 
das bis zum 1. Januar 1954 eingezahlte 
Grundkapital und den an diesem Tage vor- 
handenen Reservefonds an Stelle des zwan- 
zigfachen der dreißigfache, in § 46 Abs. 2 
des Hypothekenbankgesetzes an Stelle des 
fünfzehnfachen der zweiundzwanzigeinhalb- 
fadie Betrag. 



Entwurf 

(3) Werden auf Grund einer nach dem 
1. Oktober 1953 in das Handelsregister ein- 
getragenen Kapitalerhöhung Hypotheken- 
pfandbriefe und Schiffspfandbriefe ausge- 
geben und Darlehen der In Absatz 1 be- 
zeichneten Art aufgenommen, so darf deren 
Betrag das Zehnfache und bei Hypotheken- 
banken, die von dem Recht des erweiterten 
Geschäftsbetriebes nach Maßgabe des § 46 
Abs. 1 des Hypothekenbankgesetzes Ge- 
brauch machen, das Siebenelnhalbfadie des 
Betrages der Kapitalerhöhung solange nid^t 
übersteigen, als der Gesamtbetrag der in 
Umlauf befindlichen Pfandbriefe und der 
aufgenommenen Darlehen in den Fällen des 
§ 7 des Hypothekenbankgesetzes und des 
§ 7 des Schiffsbankgesetzes noch über dem 
Zwanzigfachen, Im Falle des § 46 Abs. 2 des 
Hypothekenbankgesetzes noch über dem 
Fünfzehnfachen des gesamten eingezahlten 
Grundkapitals und des in diesen Vorschrif- 
ten bestimmten Reservefonds liegt. 

(4) Nach dem 31. Dezember 1956 darf der 
Gesamtbetrag der In Umlauf befindlichen 
Pfandbriefe und der aufgenommenen Dar- 
lehen die In den §§ 7 und 46 Abs. 2 des 
Hypothekeiibankgesetzes und in § 7 des 
Sdhiffsbankgesetzes bestimmten Beträge 
nicht mehr übersteigen. Hypothekenbanken 
und Schiffspfandbriefbanken, die bis zu 
diesem Tage das gesetzliche Umlaufsverhält- 
nis nicht wiederhergestellt haben, müssen 
einen durch Rechtsverordnung festzusetzen- 
den Teil Ihres jährlichen Reingewinns so- 
lange In den Reservefonds einstellen, bis die 
gesetzliche Umlaufsgrenze wieder erreicht 
ist; der in § 130 Abs. 2 Nr. 1 des Aktien- 
gesetzes bezelchnete, in die gesetzliche Rück- 
lage einzustellende Betrag wird auf diesen In 
den Reservefonds einzustellenden Betrag 
nicht angerechnet. Zum Erlaß der In Satz 2 
vorgesehenen Rechtsverordnung wird der 
Bundesminister für Wirtschaft ermächtigt; 
die Verordnung hat sowohl dem öffent- 
lichen Interesse an der Wiederherstellung 
des gesetzlichen Umlaufsverhältnisses als auch 
den wirtschaftlichen Belangen der Hypothe- 
kenbanken und Schiffspfandbriefbanken so- 
wie der Aktionäre Rechnung zu tragen. Die 
Aufsichtsbehörde kann durch weitere ge- 
eignete Maßnahmen auf die Wiederherstel- 
lung des gesetzlichen Umlaufsverhältnisscs 
hinwirken. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

(3) Werden auf Grund einer nach dem 
1. Januar 1954 In das Handelsregister einge- 
tragenen Kapitalerhöhung Hypotheken- 
pfandbriefe und Schiffspfandbriefe ausgege- 
ben und Darlehen der in Absatz 1 bezeich- 
neten Art aufgenommen, so darf deren Be- 
trag das Zehnfache und bei Hypotheken- 
banken, die von dem Recht des erweiterten 
Geschäftsbetriebes nach Maßgabe des § 46 
Abs. 1 des Hypothekenbankgesetzes Gebrauch 
machen, das Siebeneinhalbfache des Betrages 
der Kapitalerhöhung solange nicht überstei- 
gen, als der Gesamtbetrag der in Umlauf be- 
findlichen Pfandbriefe und der aufgenom- 
menen Darlehen In den Fällen des § 7 des 
Hypothekenbankgesetzes und des § 7 des 
Schiffsbankgesetzes noch über dem Zwanzig- 
fachen, Im Falle des § 46 Abs. 2 des Hypo- 
thekenbankgesetzes noch über dem Fünfzehn- 
fachen des gesamten eingczahlten Grund- 
kapitals und des in diesen Vorsdtriften be- 
stimmten Reservefonds liegt. 

(4) unverändert 
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Entwurf 

§ 5 

(1) Dieses Gesetz und das Gesetz über eine 
vorübergehende Erweiterung der Gesdiäfte 
der Hypotheken- und Schiffspfandbrief- 
banken vom 5. August 1950 (Bundes- 
gcsetzbl. S. 353) gelten nach Maßgabe des 
J' 13 Abs, 1 und des §15 Abs. 2 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
{ BundesgesetzbL I S, 1) auch im Lande Berlin. 


(2) Für die Anwendung des § 2 Abs. 2 und 
Ahs. 3 in Berlin tritt an die Stelle des L Ok- 
tober 1953 der 1. Oktober 1954. 

(3) Für die Anwendung des Gesetzes über 
eine vorübergehende Erweiterung der Ge- 
schäfte der Hypotheken- und Schiffspfand- 
briefbanken vom 5. August 1950 in Berlin 
tritt in § 3 des genannten Gesetzes an die 
Stelle des § 22 des Umstellungsgesetzes Ar- 
tikel 20 Nr. 49 der Zweiten Verordnung zur 
Neuordnung des Geldwesens (Umstellungs- 
verordnung) vom 4. Juli 1948 (Verord- 
nungsblatt für Groß-Berlin Teil I S. 374), 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§ 5 

(1) Dieses Gesetz und das Gesetz über 
eine vorübergehende Erweiterung der Ge- 
schäfte der Elypotheken- und Schiffspfand- 
briefbanken vom 5. August 1950 (Bundes- 
gcsetzbl. S. 353) gelten auch im Lande Ber- 
lin, sobald das Land Berlin gemäß Art. 87 
Abs. 2 seiner Verfassung die Anwendung der 
Gesetze beschlossen hat. 

(la) Rechtsverordnungen, die auf Grund 
der in diesem Gesetz enthaltenen Ermächti- 
gung erlassen werden, gelten im Lande Ber- 
lin nach § 14 des Dritten Überleitungsge- 
setzes vom 4. Januar 1952 (BundesgesetzbL I 
S. 1). 

(2) Für die Anwendung des § 2 Abs. 2 und 
Abs. 3 in Berlin tritt an die Stelle des 1. Ja- 
nuar 1954 der 1. Oktober 1954. 

(3) Für die Anwendung des Gesetzes über 
eine vorübergehende Erweiterung der Ge- 
schäfte der Hypotheken- und Schiffspfand- 
briefbanken vom 5. August 1950 in Berlin 
tritt in § 3 des genannten Gesetzes an die 
Stelle des § 22 des Umstellungsgesetzes Ar- 
tikel 20 Nr. 49 der Zweiten Verordnung zur 
Neuordnung des Geldwesens (Umstellungs- 
verordnung) vom 4. Juli 1948. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung, § 1 mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1954, in Kraft. 
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